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Berichtsvorlage 
Ref.I/II/013/2025 

 
 

 

  
 

Beratung Datum Behandlung Ziel 

Ältestenrat und Finanzausschuss 19.03.2025 öffentlich Bericht 
 

Betreff: 

(Rechtliche) Grundlagen zur Erhebung einer Übernachtungssteuer 
hier: Antrag der Stadtratsfraktion Bündnis90/Die Grünen und SPD-Stadtratsfraktion vom 
11.10.2024 

 
Anlagen: 

Bericht 
Stellungnahme des Wirtschafts- und Wissenschaftsreferats (Ref.VII) 
Antrag der Stadtratsfraktion Bündnis90/Die Grünen und SPD-Stadtratsfraktion vom 11.10.2024 

Bericht: 
 
Nürnberg hat große Anziehungskraft auf Touristinnen und Touristen sowie Übernachtungsgäste 
aus dem In- und Ausland. Die Einführung einer Übernachtungssteuer in Nürnberg bietet eine 
nachhaltige Möglichkeit, zusätzliche finanzielle Mittel für Maßnahmen zu generieren, mit denen 
Nürnberg weiterhin sowohl für Bürgerinnen und Bürger als auch für Gäste attraktiv bleibt. Dies 
könnte durch einen relativ kleinen Obolus, erbracht von den Gästen unserer Stadt, bei möglichst 
geringem Aufwand der Beherbergungsbetriebe, erfolgen. 
 
 

1. Finanzielle Auswirkungen: 

  Noch offen, ob finanzielle Auswirkungen 

 Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

Je nach Ausgestaltung der Steuer könnte ein jährlicher Betrag von rund 19 Mio € und mehr 
eingenommen werden. Gegenzurechnen wären Verwaltungskosten in überschaubarer 
Höhe. 

 (→ weiter bei 2.) 

  Nein (→ weiter bei 2.) 

  Ja 

  Kosten noch nicht bekannt 

  Kosten bekannt 
 

 Gesamtkosten       € Folgekosten       € pro Jahr 

     dauerhaft   nur für einen begrenzten Zeitraum 

 davon investiv       € davon Sachkosten       € pro Jahr 

 davon konsumtiv       € davon Personalkosten       € pro Jahr 
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Stehen Haushaltsmittel/Verpflichtungsermächtigungen ausreichend zur Verfügung? 

(mit Ref. I/II / Stk - entsprechend der vereinbarten Haushaltsregelungen - abgestimmt, 
ansonsten Ref. I/II / Stk in Kenntnis gesetzt) 

  Ja  

  Nein Kurze Begründung durch den anmeldenden Ges chäftsbereich: 

      

 

2a. Auswirkungen auf den Stellenplan: 

  Nein (→ weiter bei 3.) 

  Ja 

  Deckung im Rahmen des bestehenden Stellenplans 

 
 Auswirkungen auf den Stellenplan im Umfang von noch unklar Vollkraftstellen 

(Einbringung und Prüfung im Rahmen des Stellenschaffungsverfahrens) 

  Siehe gesonderte Darstellung im Sachverhalt 

 

2b. Abstimmung mit DIP ist erfolgt   (Nur bei Auswirkungen auf den Stellenplan auszufüllen) 

  Ja  

  Nein Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

      

 

3. Diversity-Relevanz: 

  Nein 
 

Kurze Begründung durch den anmeldenden Geschäftsbereich: 

 
  Ja Keine Diversity-relevanten Fakten bekannt. 

 

4. Abstimmung mit weiteren Geschäftsbereichen / Dienststellen: 
 

   RA und DiP (verpflichtend bei Satzungen und Verordnungen)  
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